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Vorwort 
  
DSL-Netze sind zum vierten Rundfunkübertragungsweg neben Breit-
bandkabel, Satellit und Terrestrik aufgestiegen. Die Umstellung der Me-
dienlandschaft auf das trägerunabhängige Internetprotokoll ist in vollem 
Gange; die Telekom vermeldet – nach einigen Anlaufschwierigkeiten – 
mehr als eine Million DSL-TV-Kunden, Tendenz ansteigend. „IPTV“ 
(Internet Protocol Television) ist zu einem gebräuchlichen Schlagwort für 
den Umbruch in der Fernsehlandschaft geworden. 

Fernsehen und Internet standen bereits seit Jahren im Mittelpunkt der 
Konvergenzentwicklung auf den Medienmärkten. Durch DSL-TV und 
vergleichbare Dienste ist ihre Verschmelzung in greifbare Nähe gerückt. 
Der Ausbau der leistungsstarken DSL-Netze ermöglicht eine breite Ver-
fügbarkeit des Fernsehens der Zukunft, das vor allem durch Interaktivität 
und Flexibilität (On Demand) besticht. 

Für die aktuellen und potenziellen DSL-TV-Anbieter stellen sich zahlrei-
che Rechtsfragen, einerseits im Hinblick auf die Urheber- und Marken-
rechte an den zu sendenden Inhalten, andererseits im Hinblick auf die 
rundfunkrechtliche Regulierung. 

Welche Rechte müssen von den Sendeunternehmen oder Produktionsfir-
men eingekauft werden? Kann der Anbieter die Einräumung der Rechte 
erzwingen? Sind die Tarife der Verwertungsgesellschaften angemessen?  

In der wirtschaftlichen und rechtswissenschaftlichen Praxis hat sich ge-
zeigt, dass diese und ähnliche verwertungsrechtliche Fragestellungen 
überaus kontrovers diskutiert werden können. Allein die Einräumung der 
Weitersenderechte an die Netzbetreiber ist mit derart vielen rechtlichen 
Streitpunkten verbunden, dass sich leider noch keine einvernehmliche 
Praxis der Rechtevergabe etablieren konnte, wie an den unzähligen 
Schiedsstellen- und Gerichtsverfahren zwischen Verwertungsgesellschaf-
ten, Sendeunternehmen und Netzbetreibern abzulesen ist. Die Streitigkei-
ten behindern die Entwicklung des DSL-TV-Marktes und bedürfen drin-
gend der Aufklärung. 

Auch in regulatorischer Hinsicht wirft das DSL-TV eine Reihe von 
Problemen auf, die darauf beruhen, dass der europäische und der 
deutsche Gesetzgeber nur schwer mit der technischen Entwicklung der 
Rundfunkübertragungswege schritthalten können. 
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Parallel zum DSL-TV stoßen internetbasierte Dienste für die Rundfunk-
übertragung (Web-TV) auf den Markt, allen voran der Dienst „Zattoo“. 
Die an keine physische Infrastruktur gebundenen, weltweit verfügbaren 
Web-TV-Dienste werfen ebenfalls zahlreiche Fragestellungen auf, wiede-
rum in Hinblick auf die Verwertungsrechte und die Regulierung. 

Dieses Buch versteht sich als Beitrag zu den umstrittensten Rechtsfragen 
des DSL-TV, des Web-TV und der wichtigsten Zusatzdienste, sowie als 
Leitfaden für die aktuellen und potenziellen Anbieter. 
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